
Berlin, 10.02.2023

zur Gemeinsamen Konferenz der Verkehrs- und Straßenbauabteilungsleitungen 
der Länder (GKVS) am 1./2. März 2023 in Gelsenkirchen 

und zur Verkehrsministerkonferenz (VMK) am 22./23. März 2023 in Aachen 

Bericht 
des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr 

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) arbeitet an der Umsetzung
der Leitmarktziele bis 2030 (15 Mio. Elektro-Pkw, 1 Mio. öffentlich zugängliche Lade-
punkte). Der Markthochlauf der Elektromobilität hat zuletzt deutlich Fahrt aufgenom-
men: Der Gesamtbestand an rein batterieelektrischen E-Pkw überschritt Ende 2022 die
Marke von einer Million Fahrzeugen. Nach den jüngsten Daten der Bundesnetzagentur
(Stand: 1. November 2022) sind inzwischen 72.000 öffentlich zugängliche Ladepunkte
in Betrieb, davon sind 23.000 in den vorangegangenen 12 Monaten hinzugekommen.

Beim weiteren Ausbau der Ladeinfrastruktur wird ein koordiniertes Vorgehen zwischen
Bund, Ländern und Kommunen angestrebt. Vor diesem Hintergrund wurden neben Un-
ternehmen und Verbänden auch Länder und Kommunen an der Überarbeitung des
Masterplans Ladeinfrastruktur beteiligt. Der Masterplan Ladeinfrastruktur II, den das
Bundeskabinett am 19.10.2022 beschlossen hat, bildet eine Gesamtstrategie aus insge-
samt 68 Einzelmaßnahmen. Schwerpunkte der Maßnahmen sind u.a. die engere Ver-
zahnung von Ladeinfrastruktur- und Stromnetzausbau, eine stärkere Befähigung der
Kommunen sowie die Errichtung von Ladeinfrastruktur für batterieelektrische Lkw.

Als Teil der Umsetzung des Masterplans erarbeitet das BMDV gegenwärtig ein ganz-
heitliches Konzept zur zukünftigen finanziellen Unterstützung des Ladeinfrastrukturaus-
baus durch den Bund. Durch die mehr als 1.000 neuen Schnellladestandorte des
„Deutschlandnetzes“ schafft das BMDV die Voraussetzungen dafür, dass eine Grund-
versorgung im Bereich Schnellladeinfrastruktur auf der Mittel- und Langstrecke entsteht.
Aktuell läuft das Vergabeverfahren. 2023 soll mit dem Aufbau der Standorte begonnen
werden; zur Finanzierung stellt der Bund 1,9 Mrd. Euro zur Verfügung. Um die Bedarfe
der öffentlich zugänglichen Ladeinfrastruktur besser ermitteln zu können, bedarf es In-
formationen zum Vorhandensein von nicht-öffentlicher Ladeinfrastruktur. Daher sieht
Maßnahme 10 des Masterplans vor, dass die Netzbetreiber die Anzahl und regionale
Verteilung von nicht-öffentlichen Ladepunkten zukünftig an die Bundesnetzagentur mel-
den müssen.
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Mit der Förderrichtlinie Elektromobilität unterstützt das BMDV ferner die Elektrifizierung
kommunaler und gewerblicher Flotten. Im zweiten Quartal 2023 wird es zwei Förderauf-
rufe zur Beschaffung von E-Fahrzeugen und betriebsnotwendiger Ladeinfrastruktur für
gewerbliche sowie kommunale Antragstellende geben.

Die im Rahmen der Evaluierung des Elektromobilitätsgesetzes erarbeiteten Änderungs-
vorschläge werden im Rahmen der geplanten Novellierung des Gesetzes berücksich-
tigt.

Der Bund-Länder-Strategiekreis zur Elektromobilität und Ladeinfrastruktur, der zuletzt
im November 2022 u.a. zu den Themen Förderkulissen auf Bund- und Landesebene 
sowie Masterplan Ladeinfrastruktur II getagt hat, dient der weiteren Vernetzung der  
Akteure. 

Mit der Richtlinie zur Förderung alternativer Antriebe von Bussen im Personenverkehrf
ördert das BMDV technologieoffen die Beschaffung klimafreundlicher Busse, den Auf-
bau der zugehörigen Infrastruktur sowie die Erstellung von Machbarkeitsstudien. Über
zwei Beschaffungs- und einen Studienaufruf werden aktuell rund 4.200 Busse und  
50Machbarkeitsstudien gefördert. Ein zweiter Studienaufruf endet am 28.02.2023.  
Die Richtlinie gilt bis 2025 und hat einen aktuellen Gesamtfinanzierungsrahmen von 
1,75 Mrd. Euro. 


